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URTEIL DES GERICHTSHOFES 
2. Februar 1989 * 

In der Rechtssache 186/87 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag von der Com­
mission d'indemnisation des victimes d'infraction des Tribunal de grande instance 
Paris in dem bei diesem anhängigen Rechtsstreit 

Ian William Cowan 

gegen 

Trésor public 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des insbesondere 
in Artikel 7 EWG-Vertrag enthaltenen Diskriminierungsverbots 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten T. Koop-
mans, R. Joliét und T. F. O'Higgins, der Richter Sir Gordon Slynn, G. F. Man­
cini, C. N. Kakouris, F. A. Schockweiler, J. C. Moitinho de Almeida, 
G. C. Rodríguez Iglesias und M. Diez de Velasco, 

Generalanwalt: C. O. Lenz 
Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler 

Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— Ian William Cowan, Antragsteller des Ausgangsverfahrens, vertreten durch 
Rechtsanwälte M. Renouf, P. Jenkinson und L. Misson, 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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— der Trésor public, Antragsgegner des Ausgangsverfahrens, im schriftlichen Ver­
fahren vertreten durch den Bevollmächtigten der französischen Regierung, den 
Leiter der Rechtsabteilung im Außenministerium G. Guillaume, Beistand: der 
Sekretär für auswärtige Angelegenheiten im Außenministerium M. Giacomini 
als stellvertretender Bevollmächtigter, und in der mündlichen Verhandlung ver­
treten durch M. Giacomini, Beistand: M. Baconnin als Sachverständiger, 

— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihren 
Rechtsberater J. Amphoux als Bevollmächtigten, 

aufgrund des im Anschluß an die mündliche Verhandlung vom 13. Oktober 1988 
ergänzten Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 6. De­
zember 1988, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Commission d'indemnisation des victimes d'infraction (Kommission für die 
Entschädigung der Opfer von Straftaten) des Tribunal de grande instance Paris hat 
mit Beschluß vom 5. Juni 1987, beim Gerichtshof eingegangen am 16. Juni 1987, 
gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage nach der Auslegung des insbesondere 
in Artikel 7 EWG-Vertrag enthaltenen Diskriminierungsverbots zur Vorabent­
scheidung vorgelegt, um beurteilen zu können, ob eine Bestimmung des französi­
schen Code de procédure pénale (Strafprozeßordnung) mit dem Gemeinschafts­
recht vereinbar ist. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit zwischen dem französischen Trésor 
public (Staatskasse) und einem britischen Staatsangehörigen, Herrn Ian William 
Cowan, in dem es um Schadensersatz wegen eines Überfalls geht, der auf Herrn 
Cowan während eines kurzen Aufenthalts in Paris am Ausgang einer Metrostation 
verübt wurde. 
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3 Da die Täter nicht identifiziert werden konnten, beantragte Herr Cowan bei der 
Commission d'indemnisation des victimes d'infraction des Tribunal de grande in­
stance Paris eine Entschädigung gemäß Artikel 706-3 des Code de procédure pé­
nale. Nach dieser Bestimmung besteht unter anderem dann Anspruch auf eine 
staatliche Entschädigung, wenn das Opfer einer Gewalttat, die eine Körperverlet­
zung mit Folgen eines bestimmten Schweregrades verursacht hat, auf keine andere 
Weise eine wirksame und ausreichende Wiedergutmachung seines Schadens erlan­
gen kann. 

4 Vor der Commission d'indemnisation machte der Vertreter des Trésor geltend, 
Herr Cowan erfülle nicht die Voraussetzungen, von denen nach Artikel 706-15 
des Code de procédure pénale die Gewährung der erwähnten Entschädigung ab­
hänge. Nach dieser Bestimmung kommt die betreffende Entschädigung nur in Be­
tracht 

„für Personen, die die französische Staatsangehörigkeit besitzen oder Ausländer 
sind und 

— entweder Staatsangehörige eines Staates sind, der mit Frankreich ein Gegensei­
tigkeitsabkommen für die Anwendung der genannten Bestimmungen geschlos­
sen hat, und die Vorausetzungen nach diesem Abkommen erfüllen 

— oder Inhaber des als Fremdenkarte bezeichneten Ausweises sind". 

5 Herr Cowan berief sich daraufhin auf das insbesondere in Artikel 7 EWG-Vertrag 
verankerte Diskriminierungsverbot. Er machte geltend, die vorerwähnten Voraus­
setzungen seien diskriminierend; derartige Voraussetzungen hinderten die Touri­
sten daran, sich frei in einen anderen Mitgliedstaat zu begeben, um dort Dienstlei­
stungen in Anspruch zu nehmen. Der Vertreter des Trésor und die Staatsanwalt­
schaft entgegneten, durch die streitigen Bestimmungen würden alle im Inland 
wohnhaften Ausländer den eigenen Staatsangehörigen gleichgestellt; daß zwischen 
ihrer Rechtsstellung und derjenigen eines Touristen differenziert werde, stehe mit 
dem Gemeinschaftsrecht in Einklang, das selbst den Aufenthalt der Angehörigen 
eines Mitgliedstaats in einem anderen Mitgliedstaat von unterschiedlichen Voraus­
setzungen je nach Aufenthaltsdauer abhängig mache. 

6 Die Commission d'indemnisation war unter diesen Umständen der Ansicht, die 
Beurteilung der Vereinbarkeit der streitigen Vorschrift mit dem EWG-Vertrag 
setze eine Auslegung der gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen unter Berück-
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sichtigung der Erfordernisse und Zwecke des Gemeinschaftsrechts voraus. Sie hat 
daher das Verfahren ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorab­
entscheidung vorgelegt: 

„Ist Artikel 706-15 des Code de procedure pénale, der die Fälle regelt, in denen 
ein ausländischer Staatsangehöriger, der in Frankreich Opfer einer Straftat wird, 
vom französischen Staat eine Entschädigung erhalten kann, mit dem insbesondere 
in Artikel 7 EWG-Vertrag enthaltenen Diskriminierungsverbot vereinbar?" 

7 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts des Ausgangsverfahrens, des Ver­
fahrensablaufs und der beim Gerichtshof eingereichten Erklärungen wird auf den 
Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt ist im folgenden nur insoweit wieder­
gegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

8 Die Vorabentscheidungsfrage geht im Kern dahin, ob das insbesondere in Artikel 
7 EWG-Vertrag enthaltene Diskriminierungsverbot es einem Mitgliedstaat ver­
wehrt, die Gewährung einer staatlichen Entschädigung zur Wiedergutmachung des 
Schadens, der in diesem Staat dem Opfer einer mit einer Körperverletzung verbun­
denen Gewalttat zugefügt wurde, bei Personen, die sich in einer gemeinschafts­
rechtlich geregelten Situation befinden, davon abhängig zu machen, daß sie Inha­
ber einer Fremdenkarte oder Angehörige eines Staates sind, der ein Gegenseitig­
keitsabkommen mit diesem Mitgliedstaat geschlossen hat. 

9 Nach Artikel 7 Absatz 1 EWG-Vertrag ist „unbeschadet besonderer Bestimmun­
gen dieses Vertrages... in seinem Anwendungsbereich jede Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsangehörigkeit verboten". Hieraus ergeben sich sowohl der In­
halt als auch der Geltungsbereich des Diskriminierungsverbots. 

Zum Intalt des Diskriminierungsverbots 

10 Aus dem in Artikel 7 EWG-Vertrag niedergelegten Verbot „jeder Diskriminierung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit" folgt, daß Personen, die sich in einer ge­
meinschaftsrechtlich geregelten Situation befinden, genauso behandelt werden 
müssen wie Angehörige des betreffenden Mitgliedstaats. Soweit dieses Verbot gilt, 
ist es daher einem Mitgliedstaat verwehrt, die Gewährung eines Rechts an solche 

219 



URTEIL VOM 2. 2. 1989 — RECHTSSACHE 186/87 

Personen davon abhängig zu machen, daß sie im Inland wohnen, wenn die eige­
nen Staatsangehörigen diese Voraussetzung nicht zu erfüllen brauchen. 

1 1 Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß der Anspruch auf Gleichbehandlung unmit­
telbar aus dem Gemeinschaftsrecht fließt und deshalb nicht davon abhängig ge­
macht werden darf, daß hierfür von den Behörden des betreffenden Mitgliedstaats 
eine Erlaubnis erteilt wird (siehe dazu das Urteil vom 3. Juli 1980 in der Rechtssa­
che 157/79, Pieck, Slg. 1980, 2171). 

1 2 Schließlich ist daran zu erinnern, daß — wie der Gerichtshof erstmals in seinem 
Urteil vom 22. Juni 1972 in der Rechtssache 1/72 (Frilli, Slg. 1972, 457) ausge­
führt hat — der im Gemeinschaftsrecht verankerte Anspruch auf Gleichbehand­
lung nicht davon abhängen kann, daß zwischen dem betreffenden Mitgliedstaat 
und dem Land, dessen Staatsangehörigkeit der Anspruchsberechtigte besitzt, ein 
Gegenseitigkeitsabkommen besteht. 

1 3 Soweit das Diskriminierungsverbot gilt, ist es daher einem Mitgliedstaat verwehrt, 
die Gewährung eines Rechts an eine Person, die sich in einer gemeinschaftsrecht­
lich geregelten Situation befindet, davon abhängig zu machen, daß sie Inhaber 
einer Fremdenkarte oder Angehörige eines Staates ist, der ein Gegenseitigkeitsab­
kommen mit diesem Mitgliedstaat geschlossen hat. 

Zum Geltungsbereich des Diskriminierungsverbots 

1 4 Nach Artikel 7 EWG-Vertrag entfaltet das Diskriminierungsverbot seine Wirkun­
gen im Anwendungsbereich des EWG-Vertrags „unbeschadet besonderer Bestim­
mungen dieses Vertrages". Mit dieser Wendung verweist Artikel 7 insbesondere 
auf andere Bestimmungen des Vertrages, in denen das allgemeine Verbot des Arti­
kels 7 für besondere Anwendungsfälle konkretisiert ist. So verhält es sich unter 
anderem mit den Bestimmungen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, das Nie­
derlassungsrecht und den freien Dienstleistungsverkehr. 

15 Zu letzterem hat der Gerichtshof in seinem Urteil vom 31. Januar 1984 in den 
Rechtssachen 286/82 und 26/83 (Luisi und Carbone, Slg. 1984, 377) entschieden, 
daß der freie Dienstleistungsverkehr die Freiheit der Leistungsempfänger ein-
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schließt, sich zur Inanspruchnahme einer Dienstleistung in einen anderen Mitglied­
staat zu begeben, ohne durch Beschränkungen daran gehindert zu werden, und 
daß unter anderem Touristen als Empfänger von Dienstleistungen anzusehen sind. 

16 Die französische Regierung hat vor dem Gerichtshof geltend gemacht, beim ge­
genwärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts könne sich ein Dienstleistungsempfän­
ger nicht auf das Diskriminierungsverbot berufen, wenn die betreffende nationale 
Regelung keinerlei Behinderung seiner Freizügigkeit verursache. Eine Vorschrift 
wie die im Ausgangsverfahren streitige bewirke insoweit keine Beschränkung. Dar­
über hinaus betreffe sie ein Recht, das Ausdruck des Grundsatzes der nationalen 
Solidarität sei. Ein solches Recht setze eine engere Bindung an den Staat voraus als 
das Recht eines Dienstleistungsempfängers und könne deshalb solchen Personen 
vorbehalten werden, die entweder eigene Staatsangehörige oder im Inland wohn­
hafte Ausländer seien. 

17 Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt werden. Garantiert nämlich das Gemein­
schaftsrecht einer natürlichen Person die Freiheit, sich in einen anderen Mitglied­
staat zu begeben, so ist zwingende Folge dieser Freizügigkeit, daß Leib und Leben 
dieser Person in dem betreffenden Mitgliedstaat in gleicher Weise geschützt sind, 
wie dies bei den eigenen Staatsangehörigen und den in diesem Staat wohnhaften 
Personen der Fall ist. Daraus folgt, daß das Diskriminierungsverbot gegenüber 
Dienstleistungsempfängern im Sinne des EWG-Vertrags gilt, soweit es um den 
Schutz vor möglichen Gewalttaten und, falls eine Gewalttat verübt wird, um den 
im nationalen Recht vorgesehenen Anspruch auf Geldersatz geht. Der Umstand, 
daß die fragliche Entschädigung aus der Staatskasse finanziert wird, kann an dem 
System des Schutzes der vom EWG-Vertrag garantierten Rechte nichts ändern. 

18 Die französische Regierung hat weiter geltend gemacht, eine Entschädigung wie 
die im Ausgangsverfahren streitige werde deshalb nicht vom Diskriminierungsver­
bot erfaßt, weil sie dem Strafverfahrensrecht zuzurechnen sei, das nicht in den 
Anwendungsbereich des EWG-Vertrags falle. 

19 Dazu ist zu sagen, daß für das Strafrecht und das Strafverfahrensrecht, in das die 
streitige nationale Rechtsvorschrift aufgenommen wurde, zwar grundsätzlich die 
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Mitgliedstaaten zuständig sind, daß das Gemeinschaftsrecht jedoch nach ständiger 
Rechtsprechung (u. a. Urteil vom 11. November 1981 in der Rechtssache 203/80, 
Casati, Sig. 1981, 2595) dieser Zuständigkeit Schranken setzt: Derartige Rechts­
vorschriften dürfen weder zu einer Diskriminierung von Personen führen, denen 
das Gemeinschaftsrecht einen Anspruch auf Gleichbehandlung verleiht, noch die 
vom Gemeinschaftsrecht garantierten Grundfreiheiten beschränken. 

20 Auf die Vorabentscheidungsfrage ist somit zu antworten, daß das insbesondere in 
Artikel 7 EWG-Vertrag enthaltene Diskriminierungsverbot dahin auszulegen ist, 
daß ein Mitgliedstaat die Gewährung einer staatlichen Entschädigung zur Wieder­
gutmachung des Schadens, der in diesem Staat dem Opfer einer mit einer Körper­
verletzung verbundenen Gewalttat zugefügt wurde, bei Personen, denen das Ge­
meinschaftsrecht die Freiheit garantiert, in diesen Mitgliedstaat insbesondere als 
Dienstleistungsempfänger einzureisen, nicht davon abhängig machen darf, daß sie 
Inhaber einer Fremdenkarte oder Angehörige eines Staates sind, der ein Gegensei­
tigkeitsabkommen mit diesem Mitgliedstaat geschlossen hat. 

Kosten 

21 Die Auslagen der französischen Regierung und der Kommission, die vor dem Ge­
richtshof Erklärungen abgegeben haben, sind nicht erstattungsfähig. Für die Par­
teien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem 
nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sa­
che dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm von der Commission d'indemnisation des victimes d'infraction des Tri­
bunal de grande instance Paris mit Beschluß vom 5. Juni 1987 vorgelegte Frage für 
Recht erkannt: 
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Das insbesondere in Artikel 7 EWG-Vertrag enthaltene Diskriminierungsverbot ist 
dahin auszulegen, daß ein Mitgliedstaat die Gewährung einer staatlichen Entschädi­
gung zur Wiedergutmachung des Schadens, der in diesem Staat dem Opfer einer 
mit einer Körperverletzung verbundenen Gewalttat zugefügt wurde, bei Personen, 
denen das Gemeinschaftsrecht die Freiheit garantiert, in diesen Mitgliedstaat insbe­
sondere als Dienstleistungsempfänger einzureisen, nicht davon abhängig machen 
darf, daß sie Inhaber einer Fremdenkarte oder Angehörige eines Staates sind, der 
ein Gegenseitigkeitsabkommen mit diesem Mitgliedstaat geschlossen hat. 

Due Koopmans Joliét O'Higgins 

Slynn Mancini Kakouris Schockweiler 

Moitinho de Almeida Rodríguez Iglesias Diez de Velasco 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 2. Februar 1989. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

O. Due 
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